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Abb. 1: Deckblatt: Luftbild, Gemeinde Röfingen; aus [9]
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1	 Übergeordnete Planungsgrundlagen / vorbereitende u. ver-
bindliche Bauleitplanung

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den 
Zielen der Raumordnung anzupassen. Verbindli-
che Ziele der Raumordnung in Bayern enthalten 
das Landesentwicklungsprogramm sowie der 
Regionalplan.

Art und Umfang der Anpassungspflicht hängen 
dabei von der Konkretheit der Ziele ab.

1.1	 Landesentwicklungsprogramm 
Bayern und Regionalplan Region 15 
Donau-Iller

Das LEP (Verordnung vom 22.08.2013, in Kraft ge-
treten am 01.09.2013 i.V.m. der Teilfortschreibung 
vom 21.02.2018, in Kraft getreten am 01.03.2018 
und der Teilfortschreibung vom 03.12.2019, in 
Kraft getreten am 01.01.2020 sowie der Teil-
fortschreibung vom 16.05.2023, in Kraft getre-
ten am 1.06.2023), ist das landesplanerische 
Gesamtkonzept der Landesregierung für die 
räumliche Entwicklung und Ordnung in Bayern. 
Es enthält Ziele (Z) und Grundsätze (G), die fach-
übergreifend die raumbedeutsamen öffentlichen 
Planungen und Maßnahmen koordinieren.

Der Regionalplan Region 15 Donau-Iller hat die 
Aufgabe, Ziele und Grundsätze der Raumord-
nung auf der Ebene der Region aufzustellen und 
fortzuschreiben. Er ist ein langfristiges Entwick-
lungskonzept, dessen Ziele (Z) und Grundsätze 
(G) für alle öffentlichen Planungsträger verbind-
lich und für jeden Bürger eine zuverlässige Orien-
tierungshilfe sind.

(Z) Ziele sind Aussagen, die sachlich und räum-
lich bestimmt oder bestimmbar sind. Die Ziele 
sind aufeinander abgestimmt und dürfen sich in 
ihren Festlegungen nicht widersprechen. Nach 
der Verbindlicherklärung des Regionalplanes sind 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung von 
den Behörden (Bund, Land, Kreis), den Gemein-
den und sonstigen öffentlichen Planungsträgern 
bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maß-
nahmen zu beachten.

(G) Grundsätze sind allgemeine Entwicklungs- 
und Ordnungsprinzipien oder fachliche Ge-
sichtspunkte. Nach Verbindlicherklärung des 
Regionalplanes sind sie von den öffentlichen 
Planungsträgern im Rahmen des ihnen zuste-
henden Ermessens bei ihren Planungen und 
Maßnahmen gegeneinander und untereinander 
abzuwägen.

(N) Nachrichtliche Übernahmen der Landespla-
nung und der Fachplanung. Nachrichtliche Über-
nahmen nehmen an der Verbindlichkeit nicht teil.

Die Aufstellung des Bebauungsplans „Gewerbe-
gebiet Roßhaupten West“ steht im Einklang mit 
den Zielen und Grundsätzen des LEP und des 
RP. Dies ergibt sich aus dem Zusammenspiel 
raumordnungsrechtlicher und landesplanerischer 
Regelungen.

1.2	 Planungsbezogene Grundsätze und 
Ziele

Im Rahmen der Planung sind die für die Gemein-
de Röfingen vorgesehenen Ziele und Funktionen 
zu berücksichtigen, die dieser Kraft LEP und Re-
gionalplan zugeordnet werden.

Die Gemeinde Röfingen zählt nach der 
Strukturkarte des LEP zum allgemeinen ländlichen 
Raum. Dieser soll laut LEP so entwickelt werden, 
dass er u.a. seine Siedlungs- und Wirtschafts-
struktur bewahren und weiterentwickeln kann  
(LEP Kapitel 2.2.5 (G)). Gemäß LEP Kapitel 5.1 
(G) sollen zudem die Standortvoraussetzungen 
für die bayerische Wirtschaft erhalten und ver-
bessert werden. Wesentliches Ziel des vorliegen-
den Bauleitplans ist die Schaffung der planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für eine Expansion 
ortsansässiger Gewerbebetriebe.

Die Bauleitplanung fördert somit gezielt die Wei-
terentwicklung der örtlichen gewerblichen Wirt-
schaft, trägt somit zum dauerhaften Erhalt bzw. 
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zur Schaffung von Arbeitsplätzen bei und wirkt 
einer Abwanderung der Bevölkerung entgegen.

Aufgrund der Lage des Plangebiets unmittelbar 
am Ortsrand, innerhalb einer ehemaligen Ab-
baufläche, kann auch dem Grundsatz aus Kapitel 
6.1.1 des LEP entsprochen werden, wonach Po-
tenziale der Energieeinsparung und Energieeffi- 
zienzsteigerung durch eine integrierte Sied-
lungs- und Verkehrsplanung genutzt werden 
sollen, da das Plangebiet an ein vorhandenes, 
funktionierendes Erschließungs- und Versor-
gungsnetz anschließt, umfangreiche Erschlie- 
ßungsmaßnahmen werden nicht erforderlich. 
Das Anbindegebot gemäß Ziel 3.3 des LEP ist 
berücksichtigt (siehe auch Kapitel 2.3.2).

Im Regionalplan der Region Donau-Iller, Kapitel 
B IV „Wirtschaft“, wird die Gemeinde Röfingen 
als Vorranggebiet in der Raumkategorie „Ländli-
cher Raum“ für Industrie, Gewerbe und Dienst-
leistungseinrichtungen festgelegt (RP B IV 1 Z 
(1)). Der ländliche Raum soll gemäß RP Kapitel 
A II 2 G (1) durch Verbesserung der wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Verhältnisse gesi-
chert werden sowie nach G (2) einen Zuwachs 
an Arbeitsplätzen ermöglichen. Die Aufstellung 
des BBP „Gewerbegebiet Roßhaupten West“ 
mit Änderung des Flächennutzungsplans im 
Parallelverfahren entspricht diesen Grundsätzen, 
da durch die Erweiterungsmöglichkeit für beste-
hendes Gewerbe Arbeitsplätze entstehen und  
die Wettbewerbsfähigkeit gefördert wird. Somit 
wird auch den Zielvorgaben des Regionalplans 
durch die Förderung lokaler Gewerbestrukturen 
vollumfänglich entsprochen.

1.3	 Flächennutzungsplan Röfingen 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Ge-
werbegebiet Roßhaupten West“ stellt der Flä-
chennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Röfingen 
derzeit Flächen Aufschüttungen bzw. für Land-
wirtschaft, teilweise auch Flächen für örtliche und 
überörtliche Straßen sowie Grünflächen dar.

Auf geplante Gehölze (Busch- und Baumgrup-
pen) sowie bestehende Freileitungen mit Schutz-
zone wird hingewiesen.

Diese Darstellung widersprechen dem geplanten 
Vorhaben, der FNP wird im Parallelverfahren ge-
ändert. [4]

1.4	 ABSP / ASK

Nördlich im Plangebiet befindet sich das Biotop 
7528-0-122-001 „Feldgehölz nordwestlich Roß-
haupten“. Das Biotop ist vom Vorhaben nicht 
betroffen. Ca. 100 m östlich des Plangebiets 
befindet sich das Biotop 7528-0123-001 „Halb-
kreisförmige Baumhecke auf Böschung einer 
ehemaligen Abbaufläche am nördl. Ortsrand von 
Rosshaupten“. [5]

1.5	 Fachinformation Naturschutz 

Im Plangebiet befinden sich außer vorgenann-
ten Biotopen keine weiteren Biotopflächen oder 
Schutzgebiete. Das Planungsgebeit befindet sich 
jedoch im Naturpark NP-00006 [BAY-09] „Augs-
burg - westliche Wälder“. [5]
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Abb. 2:  LEP Anhang 2, Ausschnitt Strukturkarte; aus [1]
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Abb. 3:  Ausschnitt Karte 1 Raumstruktur, Regionalplan, Region 15; aus [6]
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2  Allgemeines

2.1 Anlass und Zweck

 Der Gemeinderat der Gemeinde Röfi ngen hat 
in seiner Sitzung am 10.03.2025 die Aufstellung 
des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Roßhaup-
ten West“ beschlossen.

 Ziel des verbindlichen Bauleitplans ist die Aus-
weisung eines Gewerbegebiets im Bereich der 
ehemaligen, zwischenzeitlich verkauften, Kalk-
schlammdeponie der RWE Nuclear in Roßhaup-
ten. Der Planfeststellungsbeschluss, welcher 
dem Inhaber der privaten Planfeststellung die 
Lagerung von Kalkschlamm ermöglicht, wurde 
aufgehoben. So kann die Gemeinde auf den Flä-
chen im Rahmen ihrer kommunalen Planungsho-
heit wieder bauleitplanerisch tätig werden.

Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im 
Regelverfahren.

 Die Logo verde Stadtplaner und Landschafts-
architekten GmbH, Landshut wurde am 
10.03.2025 von der Gemeinde Röfi ngen mit der 
Erstellung des Bebauungsplans mit integrier-
tem Grünordnungsplan sowie der gegenständ-
lichen Änderung des Flächennutzungsplans im 
Parallelverfahren beauftragt.

2.2 Lage und Geltungsbereich

 Das Plangebiet liegt im Westen des Ortsteils 
Roßhaupten, ca. 130 m nördlich der Hauptstraße 
und schließt diese in Teilen ein.

Das Plangebiet wird im Westen im Wesentlich 
durch einen bestehenden Wirtschaftsweg mit 
Begleitgehölz begrenzt, während im Osten eine 
private Zufahrtsstraße mit Begleitgehölz zur DK0-
Deponie im nördlich angrenzenden Haldenwang 
die Grenze bildet. Nördlich schließen die Flächen 
der DK0-Deponie Haldenwang an, im Süden ver-
läuft die Hauptstraße (Staatsstraße St 2510).
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 1. Die Gemeinde Röfingen hat in der Sitzung vom 09.09.2024 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Änderung des Flächen-
     nutzungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am .............................. ortsüblich bekannt gemacht.

 2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den Vor-
     entwurf der Änderung des Flächennutzungsplans in der Fassung vom .............................. hat in der Zeit vom .............................. bis
  ..............................  stattgefunden.

 3. Die frühzeitge Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den
     Vorentwurf der  Änderung des Flächennutzungsplans in der Fassung vom ..............................  hat in der Zeit vom .............................. 
     bis ..............................  stattgefunden.

 4. Zu dem Entwurf der  Änderung des Flächennutzungsplans in der Fassung vom ..............................  wurden die Behörden und
     sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ..............................  bis ..............................  beteiligt.

 5. Der Entwurf der  Änderung des Flächennutzungsplans in der Fassung vom ... wurde mit der Begründung
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     Röfingen, den ...............................................................................................
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 9. Ausgefertigt:
     Röfingen, den ...............................................................................................
                                                                          Hans Brendle, 1. Bürgermeister

10. Die Erteilung der Genehmigung der Änderung des Flächennutzungsplans wurde am ............................... 
      gemäß § 6 Abs. 5 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Flächennutzungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu
      den ortsüblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Ver-
      langen Auskunft gegeben. Die Änderung des Flächennutzungsplans ist damit rechtswirksam. Auf die Rechtsfolgen der
      §§ 214 und 215 BauGB sowie auf die Einsehbarkeit der Flächennutzungsplanänderung einschl. Begründung und Umwelt-
      bericht wurde in der Bekanntmachung hingewiesen.

      Röfingen, den ..........................................................................................
                                                                      Hans Brendle, 1. Bürgermeister

Geltungsbereich Änderung FNP

Landshut, den 23.05.2025

Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan

Änderung
Flächennutzungsplan

"Ehemalige Kalkschlammdeponie
Roßhaupten"

Gemeinde Röfingen

Abb. 4: DFK und Geltungsbereich der FNP-Änderung „Ehemalige Kalkschlammdeponie Roßhaupten“
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 Der Geltungsbereich der Flächennutzungs-
planänderung „Ehemalige Kalkschlammdepo-
nie Roßhaupten“ umfasst folgende Grundstücke 
der Gemarkung Röfi ngen mit einer Gesamtfl ä-
che von ca. 136.391  m²: Fl.Nr. 37, 37/1, 219, 
219/2, 220, 221, 227/2, 228, 228/1, 228/3, 228/4, 
228/5, 228/6, 228/7, 228/8, 228/9, 228/10, 228/11, 
228/12, 228/13, 228/14 Tfl ., 228/15, 228/16, 235 
Tfl ., 235/2, 235/3, 237 Tfl ., 238 Tfl ., 247/1 Tfl ., 425 
Tfl ..

2.3 Planungsrecht

2.3.1 Grundlagen

Gesetzliche Grundlagen bilden u.a.:

 ● Baugesetzbuch (BauGB)

 ● Baunutzungsverordnung (BauNVO)

 ● Planzeichenverordnung (PlanzV)

 ● Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)

 ● Bundesimmissionsschutzgesetz 
(BImSchG)

 ● Bayerische Bauordnung (BayBO)

 ● Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNat-
sch G)

 ● Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern

2.3.2 Anbindegebot

Die BKK Dämpfungselemente Kubina GmbH ist 
im Westen des Ortsteils Roßhaupten in der Ge-
meinde Röfi ngen angesiedelt.

Eine Erweiterung des Betriebs kann nicht an be-
liebiger Stelle erfolgen. Die innerbetrieblichen 
Abläufe der Produktion sowie der An- und Ab-
fahrt der Materialien bedingen eine Erweiterung 

in unmittelbarem Anschluss an das bestehende 
Betriebsgelände. 
Alternative Maßnahmen zur Innenentwicklung 
im Gemeindegebiet Röfi ngen kommen insofern 
nicht in Betracht. Vielmehr plant die Gemeinde 
durch die Ausweisung eines Gewerbegebiets 
nördlich des bestehenden Betriebsgeländes eine 
Umnutzung der ehemaligen Kalkschlammdepo-
nie zu ermöglichen.

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans mit Än-
derung des FNP im Parallelverfahren wird  mit 
der Anbindung an bestehende Siedlungs- und 
Erschließungsstrukturen und bestehendes Ge-
werbe somit das Angebindegebot gemäß Ziel 
3.3 im LEP sowie das gesetzlich verankerte Ziel 
einer nachhaltigen städtebaulichen Entwick-
lung unter gemäß §§ 1 Abs. 5, 1 Abs. 2 BauGB 
berücksichtigt. 

2.3.3 Bodenschutzklausel

Durch die in § 1a Abs. 2 BauGB eingefügte 
Bodenschutzklausel soll dem sparsamen Um-
gang mit Grund und Boden Rechnung getragen 
werden. Die zusätzliche Inanspruchnahme von 
Flächen für bauliche Nutzungen soll reduziert 
werden.

Dem wird die Gemeinde vorliegend mit der Um-
nutzung einer nicht genutzten Brach- bzw. Kon-
versionsfl äche gerecht. Zudem kann bereits 
bestehende Infrastuktur im Plangebiet und im 
unmittelbaren Umfeld genutzt werden. Damit 
wird der Eingriff  auf den Boden soweit möglich 
reduziert.

2.3.4  Klimaschutzklausel

Den Erfordernissen des Klimaschutzes kann 
in dem von § 1a Abs. 5 BauGB vorgesehenen 
Maß Rechnung getragen werden. Bereits bei der 
Auswahl des Plangebiets sind Maßnahmen be-
rücksichtigt worden, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen und diesem entgegenwirken 
(Nutzung von Brach- und Konversionsfl ächen, 
Nutzung vorhandener Infrastruktur).
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Zudem wird mit Maßnahmen zur Ortsrand-
eingrünung und zur Durchgrünung des Bau-
gebiets, der Begrünung von Flachdä-
chern und gebietsinternen Ausgleichsfl ä-
chen negativen, mikroklimatischen Verän-
derungen wie Überhitzungeff ekten und (Fein-)
Staubbildung auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung entgegengewirkt.

2.3.5 Planerische Vorgaben

Wie in Kapitel 1.3 beschrieben widerspricht der 
Bebauungsplan „Gewerbegebiet Roßhaupten 
West“ den Darstellungen des Flächennutzungs-
plans. Aus diesem Grund wird der seit 17.02.1993 
rechtswirksame Flächennutzungsplan der Ge-
meinde Röfi ngen [4] im Parallelverfahren ge-
ändert. Der Geltungsbereich der Änderung 

des Flächennutzungsplans geht hierbei über 
den Geltungsbereich des Bebauungsplans hin-
aus, um den gesamten Bereich der ehemaligen 
Kalkschlammdeponie zu erfassen und neu zu 
ordnen. Auch der bereits rechtskräftige Bebau-
ungsplan „Gewerbegebiet Grundstück Fl.Nr. 228 
Gemarkung Röfi ngen“ der Gemeinde Röfi ngen 
soll berücksichtigt werden. Ergänzend wird die 
Darstellung von Dorfgebietsfl ächen zwischen 
Hauptstraße und der ehemaligen Kalkschlamm-
deponie gemäß der aktuellen Nutzungsstruktur 
angepasst (Mischgebiet). Auch eine langfristig 
geplante, neue Zufahrt zur DK0-Deponie wird 
berücksichtigt.

Am 10.03.2025 wurde der Aufstellungsbeschluss 
zur Aufstelllung des Flächennutzungsplans „Ehe-
malige Kalkschlammdeponie“ gefasst.

Abb. 5:  Ausschnitt Flächennutzungsplan, rechtswirksame Fassung, Stand: 17.02.1993 mit Geltungs-
bereich der geplanten Änderung; aus [4]
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3	 Bestand und Bewertung

3.1	 Bestehende Strukturen, Nutzungen

Nutzung im Plangebiet
Bei den Flächen im Plangebiet handelt es sich v.a. 
um eine ehemalige Tonabbaugrube. Der Plan-
feststellungsbeschluss für die ursprünglich als 
Nachnutzung vorgesehene Kalkschlammdepo-
nie wurde zwischenzeitlich aufgehoben. Derzeit 
bestehen Brach- bzw. Konversionsflächen, auf 
denen sich Sukzession einstellt. Im Übrigen be-
stehen im Plangebiet Siedlungsflächen, landwirt-
schaftliche Nutzflächen, (Straßen-)Verkehrsflä-
chen und Gehölzflächen.

Umgebende Nutzung
Angrenzend an das Plangebiet befinden sich 
landwirtschaftlich genutzte Flächen und Sied-
lungsgebiete (Wohnen und Gewerbe) des Orts-
teils Roßhaupten.

Südlich des Plangebiets verläuft die Staatsstraße 
(St) 2510.

3.2	 Naturraum

Der Standort liegt in der Haupteinheit „Don-
ner-Iller-Lech-Platten“ mit der Einheit „047 
Lech-Wertach-Ebenen“.

aus [5]

Während die Ortlage Röfingen Teil eines regio-
nalen Grünzugs gemäß Regionalplan Donau-Iller 
ist, liegt das Plangebiet in Roßhaupten nicht im 
Grünzug.

Topographisch ist das Plangebiet geprägt 
durch den ehemaligen Tonabbau bzw. durch 
die vorbereitenden Maßnahmen für die 
Kalkschlammeinlagerung.

3.3	 Schutzgüter des Naturhaushaltes

3.3.1	 Mensch

Immissionsschutz
Für das Plangebiet des nachgeordneten 
Bebauungsplans befindet sich auf Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung eine schalltechnische 
Untersuchung in Bearbeitung, welche den 
Verfahrensunterlagen des bebauungsplans zur 
formellen Beteiligung beigegeben wird.

Es bestehen bereits Vorbelastungen durch Ver-
kehre auf angrenzenden Straßen und Wirt-
schaftswegen, durch die gewerbliche Wirtschaft  
sowie durch die Landwirtschaft.

Verkehr
Das Plangebiet wird über Stichstraßen zur Haupt-
straße (St 2510) erschlossen, welche Teil des 
südlichen Geltungsbereichs ist.

Die aktuelle Nutzung des Plangebiets generiert 
kaum nennenswertes Verkehrsaufkommen.

Ver- und Entsorgung
Das Planungsgebiet liegt nicht in der PV-För-
derkulisse „benachteiligtes Gebiet“ nach EEG 
§ 3 Nr. 7 b).

aus [10]

Im unmittelbaren Umfeld des Plangebiets ist eine 
mediale Erschließung bereits vorhanden.

Zentral im Plangebiet sowie westlich des 
Plangebiets verlaufen Freileitungen.

Abfall
Die Abfallentsorgung erfolgt im gemeindeüb- 
lichen Rahmen auf Landkreisebene. Am 
Tag der Leerung ist der Abfall an der 
nächstgelegenen, von den Entsorgungsfahr- 
zeugen befahrene Straße bereitzustellen, sofern 
keine betreiberseitige Entsorgung erfolgt.



Änderung FNP Gemeinde Röfingen� Begründung

14

Bevölkerung
Die Gemeinde Röfingen liegt gemäß RP/LEP im 
ländlichen Raum. Derzeit besitzt Röfingen 1.188 
(Stand: 30.09.2024) Einwohner. Im Jahr 2014 be-
trug die Einwohnerzahl 1.048. Über den Zeitraum 
der letzten 10 Jahre hat die Gemeinde ein kon-
tinuierliches leichtes Wachstum zu verzeichnen.

aus [3] 

3.3.2	 Tiere und Pflanzen

Ein Beitrag zur speziellen artenschutzrechtlichen 
Prüfung befindet sich auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung derzeit in Bearbeitung und wird 
den Verfahrensunterlagen des Bebauungsplans 
zur formellen Beteiligung beigegeben.

Biotopstrukturen
Im nördlichen Plangebiet befindet sich das Bio-
top 7528-0-122-001 „Feldgehölz nordwestlich 
Roßhaupten“. 

Der südliche Teil des Plangebiets liegt im Gel-
tungsbereich einer Kormoranallgemeinverfügung. 
Aus dieser geht eine Ausnahmegenehmigung für 
den Abschuss aller Vögel von 16.08. bis 14.03 
hervor.

aus [5]

Ausgleichs- und Ersatzflächen
Eintragungen aus dem Ökoflächekataster sind im 
Umfeld des Plangebiets nicht ersichtlich.

aus [5]

3.3.3	 Geologie und Böden / Altlasten

Das Plangebiet ist nicht im Altlastkataster erfasst. 
Es sind auch keine Altlasten bekannt.

Die geologische Karte zeigt für den nördlichen 
Teil des Plangebiets pleistozänen Löß, für den 
südlichen Teil donauzeitlichen Flussschotter (hö-
herer älterer Deckenschotter). Da im Plangebiet 
bereits Abbautätigkeiten stattgefunden haben, ist 

der natürliche Bodenaufbau in weiten Teilen stark 
gestört.

aus [7]

3.3.4	 Hydrologie

Im Geltungsbereich ist kein natürliches Oberflä-
chengewässer vorhanden.

Südlichwestlich des Geltungsbereichs, in 
ca. 900 m Entfernung, liegt ein ca. 29 ha gro-
ßes Trinkwasserschutzgebiet mit der Kennzahl 
2210752800063.

aus [9]

3.3.5	 Klima/Luft

Das Planungsgebiet liegt in der Klimaregion Süd-
bayerisches Hügelland, welche durch überdurch-
schnittlich warme Sommer und milde Winter ge-
kennzeichnet ist. 

Die Gemeinde Röfingen liegt sowohl im Einfluss 
der Westwindzone als auch der Alpen. Das Klima 
ist daher warm und trocken. Die Jahresmitteltem-
peratur liegt bei ca. 8 °C. Die Jahresniederschlä-
ge liegen im langjährigen Mittel bei ca. 700  mm 
mit Niederschlagsmaximum im Juli.

aus [8]

Die Jahressumme der Globalstahlung liegt im 
Mittlewert bei 1.150 - 1.164 kWh/m² kWh/m2 und 
die der Sonnenscheindauer bei 1.600-1.649 h/
Jahr.

aus [10]

3.3.6	 Grünflächen und Erholung

Das Umfeld des Plangebiets ist, sofern nicht Sied-
lungsfläche, intesiv landwirtschaftlich genutzt.
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Die Flächen im Plangebiet sind durch Sukzession 
gekennzeichnet und besitzen keinen besonderen 
Erholungswert.

3.3.7	 Landschaftsbild

Das Plangebiet ist v.a. durch den ehemaligen 
Tonabbau sowie die Vorbereitungen zur Kalk-
schlammdeponierung geprägt. Zentral im Plan-
gebiet befindet sich eine markante Abbruchkante.

Im Umfeld des Plangebiets befindet sich, wie 
beschrieben, freie Feldflur, teilweise mit Hecken 
und Feldgehölzen.

Zentral durch das Plangebiet sowie westlich im 
Plangebiet verlaufen Freileitungen.

Südwestlich in ca. 550 m Entfernung befindet 
sich das Landschaftsschutzgebiet LSG-00417.01   
„Augsburg - Westliche Wälder“.

aus [9]

3.3.8	 Sach- und Kulturgüter

Südlich des Plangebiets befindet sich auf den 
Grundstücken Fl.Nr. 1600, 1614, 1605, 1783 
und 202 das Bodendenkmal mit der Aktennum-
mer D-1-7935-0145. Dieses Bodendenkmal stellt 
einen Bestattungsplatz mit Kreisgräben und Sied-
lung vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung dar.

Die baulichen Anlagen der Siedlungs- und 
Erschließungsflächen stellen hochwertige Sach-
güter dar.

aus [9]

3.3.9	 Wechselwirkungen

Insbesondere der Wirkungspfad Boden-Wasser 
ist innerhalb des Geltungsbereichs noch wei-
testgehend intakt, da ausgenommen bestehen-
der Verkehrsflächen keine Flächenversiegelung 
vorliegt.
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4	 Plausibilitätsprüfung 

Der mit Bescheid der Regierung von Schwaben 
vom 23. Juni 1983 erlassene Planfeststellungs-
beschluss für die ehemalige Kalkschlammdepo-
nie des Kernkraftwerks Gundremmingen wurde 
mit Bescheid vom 20.12.2024 aufgehoben.

Auf den betreffenden Grundstücken wurde eine 
DK0-Monodeponie für Kalkschlamm aus der 
Kühlturmzusatzwasseraufbereitung (KZA) des 
Kernkraftwerks Gundremmingen planfestgestellt 
Innerhalb einer Fläche von ca. 81.500 m² sollte 
ein Deponievolumen von ca. 664.000 m³ errichtet 
werden.

Der Bauabschnitt I a mit den Erschließungsar-
beiten wurde im November 1993 abgeschlossen. 
Seit dem Jahr 2003 befand sich die Deponie im 
Bauabschnitt I b, der im Wesentlichen aus dem 
Randdammbau mit Kies und KZA-Schlamm be-
stand. Da der für die Einlagerung vorgesehene 
KZA-Schlamm größtenteils an die Landwirtschaft 
abgegeben wurde, erfolgte kein Ablagerungsbe-
trieb. Die Deponie befand sich somit rechtlich ge-
sehen immer noch in der Errichtungsphase.

Mit Schreiben vom 07.05.2024 beantragte die 
Gemeinde Röfingen die Aufhebung des Planfest-
stellungsbeschlusses vom 23. Juni 1983.

Die Planfeststellungsbehörde hat nach Art. 77 
BayVwVfG den Planfeststellungsbeschluss 
aufzuheben, wenn ein Vorhaben, mit dessen 
Durchführung begonnen worden ist, endgültig 
aufgegeben wird. Nachdem das Kernkraftwerk 
Gundremmingen bereits zum 31.12.2021 stillge-
legt wurde, ist auch künftig nicht mehr mit einem 
Anfall von KZA-Schlämmen zur Ablagerung zu 
rechnen. Mit der Aufhebung des Planfeststel-
lungsbeschlusses kann die Gemeinde Röfingen 
im Rahmen ihrer kommunalen Planungshoheit 
wieder bauleitplanerisch tätig werden.

Im Plangebiet sollen Erweiterungsflächen für 
einen ortsansässigen Gewerbebetrieb entste-
hen. Wie in Kapitel 2.3.2 beschrieben, kann die 
Erweiterung des Betriebs nicht an beliebiger Stel-
le erfolgen. Die innerbetrieblichen Abläufe der 

Produktion sowie der An- und Abfahrt der Materi-
alien bedingen eine Entwicklung in unmittelbarem 
Anschluss an das bestehende Betriebsgelände. 

Alternative Maßnahmen zur Innenentwicklung 
im Gemeindegebiet Röfingen kommen insofern 
nicht in Betracht. Vielmehr plant die Gemeinde 
durch die Ausweisung eines Gewerbegebiets 
nördlich des bestehenden Betriebsgeländes eine 
Umnutzung der ehemaligen Kalkschlammdepo-
nie (Konversionsfläche) zu ermöglichen.

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans und 
der Änderung des Flächennutzungsplans im 
Parallelverfahren wird mit der Anbindung an beste-
hende Siedlungs- und Erschließungsstrukturen 
und bestehendes Gewerbe somit das Angebin-
degebot gemäß Ziel 3.3 im LEP sowie das ge-
setzlich verankerte Ziel einer nachhaltigen städ-
tebaulichen Entwicklung unter gemäß §§ 1 Abs. 
5, 1 Abs. 2 BauGB berücksichtigt.

Die Flächen im Plangebiet sind zudem infrastruk-
turell bereits weitgehend erschlossen.

Es ist vorgesehen, Ausgleichsflächen im er-
forderlichen Umfang vollständig im Plangebiet 
nachzuweisen.

Die Plausibilitätsprüfung in Form von Varianten-
bildung entfällt, da eine Planung an einem an-
deren Standort ausgeschlossen ist. Daraus folgt, 
dass die Erweiterung des Gewerbebetriebs an 
angedachter Stelle städtebaulich sinnvoll und 
ökonomisch umsetzbar ist.
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5	 Planungsziele

5.1	 Flächennutzungsplan Gemeinde 
Röfingen

Auf Kapitel 1.3 und Kapitel 2.3.5 wird verwiesen.

Der Flächennutzungsplan wird im Parallel- 
verfahren zum Bebauungsplan „Gewerbegebiet 
Roßhaupten West“ geändert und stellt zukünftig 
in dessen  Geltungsbereich gewerbliche Buaflä-
chen, Suchräume für Ausgleichsflächen bzw. Flä-
chen für die Landwirtschaft sowie Straßenver-
kehrsflächen (örtlich und überörtlich) dar.

Der Bebauungsplan wird somit aus den Darstel-
lungen des geänderten Flächennutzungsplans 
heraus entwickelt. Die Änderung des Flächen-
nutzungsplans geht jedoch über den Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans hinaus, wie nachfol-
gend beschrieben wird.

5.2	 Leitbild / Ziele der Änderung des 
Flächennutzungsplans

Der Geltungsbereich der Änderung des Flächen-
nutzungsplans geht über den Geltungsbereich 
des vorbeschriebenen Bebauungsplans hinaus, 
um den gesamten Bereich der ehemaligen Kalk-
schlammdeponie auf dem Gemeindegebiet Röfin-
gen zu erfassen und neu zu ordnen. Auch der 
bereits rechtskräftige Bebauungsplan „Gewerbe-
gebiet Grundstück Fl.Nr. 228 Gemarkung Röfin-
gen“ der Gemeinde Röfingen soll berücksichtigt 
werden. Ergänzend wird die Darstellung von 
Dorfgebietsflächen zwischen Hauptstraße und 
der ehemaligen Kalkschlammdeponie gemäß der 
aktuellen Nutzungsstruktur angepasst (Mischge-
biet). Auch eine langfristig geplante, neue Zufahrt 
zur DK0-Deponie wird berücksichtigt.

5.3	 Leitbild / Ziele der Änderung des 
Landschaftsplans

Im Rahmen der Grünordnung werden wichtige 
Belange des Landschafts- und Ortsbilds beachtet 
sowie ökologische Gesichtspunkte berücksichtigt.

Vorrangiges Ziel ist die Einbindung des 
Plangebiets in den landschaftlichen Kon-
text sowie die Schaffung bzw. der Erhalt einer 
Ortsrandeingrünung. 

Nicht vermeidbare Eingriffe im Plangebiet wer-
den auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
plangebietsintern ausgeglichen.
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6	 Planungskonzept

6.1	 Flächennutzung

Die Flächen im Plangebiet werden künftig als 
Mischbauflächen (Mischgebiete) bzw. gewerb-
liche Bauflächen als örtliche und überörtliche 
Straßen sowie als Flächen für die Landwirtschaft 
dargestellt. Im Bereich der ehemaligen Kalk-
schlammdeponie werden die landwirtschaftlichen 
Nutzflächen zudem als Suchraum für Ausgleichs-
flächen festgelegt.

So wird das Planvorhaben des Bebauungsplans 
„Gewerbegebiet Röfingen West“ ebenso berück-
sichtigt wie der bereits rechtskräftige Bebau-
ungsplan „Gewerbegebiet Grundstück Fl.Nr. 228, 
Gemarkugn Röfingen“. Ergänzend erfolgt eine 
Berücksichtigung der tatsächlichen Nutzungs-
struktur im Bereich der Mischbauflächen (vor-
mals Dorfgebiet).

6.2	 Verkehrliche Erschließung

Das Plangebiet grenzt im Süden an die Staats-
straße (St) 2510 (Hauptstraße). Über Stichstra-
ßen nach Norden werden die bestehenden Misch- 
und Gewerbegebiete sowie das neu geplante 
Gewerbegeboet erschlossen.

Die in der Flächennutzungsplanänderung vor-
gesehene, langfristig geplante neue Zufahrt zur 
DK0-Deponie in Haldenwang dient perspekti-
visch der Entlastung der St 2510 im Bereich der 
Ortszufahrt Roßhaupten.

6.3	 Ver- und Entsorgung

Stromversorgung
Die Stromversorgung des Plangebiets erfolgt 
über die Lechwerke Verteilnetz GmbH.

Der Schutzbereich der im Plangebiet verlaufen-
den Freileitung ist zu berücksichtigen.

Gasversorgung
Die Gasversorgung im Plangebiet erfolgt über die 
Erdgas Kempten-Oberallgäu GmbH.

Abwasserbeseitigung
Die Abwasserbeseitigung erfolgt über den 
Anschluss an die öffentliche Kanalisation. Das 
Schmutzwasser wird an der Grundstücksgrenze 
nach dem jeweiligen Revisionsschacht an den 
gemeindlichen Schmutzwasserkanal übergeben.

Grund- und Niederschlagswasser
Gemäß den Vorgaben in der verbindlichen 
Bauleitplanung sind private Stellplätze zur Ver-
sickerung des anfallenden Niederschlags-
wassers in wasserdurchlässiger Bauweise für 
Deck-, Trag- und Frostschutzschichten herzustel-
len. Niederschlagswasser von Flächen auf denen 
mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen 
wird bzw. auf denen ein solcher Umgang nicht 
auszuschließen ist, darf nicht zur Versickerung 
gebracht werden.

Für Eingriffe in das Grundwasser sind im Vor-
feld die entsprechenden wasserrechtlichen Ge-
stattungen einzuholen. Die unversiegelten bzw. 
extensiv befestigten Flächen im Plangebiet tra-
gen zur Grundwasserneubildung bei. Nieder- 
schlagswasser von privaten Hof- und Zufahrts- 
flächen ist möglichst auf den jeweiligen Grund-
stücken zu versickern. Eine Ableitung von 
Niederschlagswasser auf die öffentliche 
Verkehrsfläche ist unzulässig. Unbelastetes 
Niederschlagswasser der Dachflächen kann di-
rekt Rigolen zugeführt werden.

Es ist eigenverantwortlich zu prüfen, inwieweit 
bei der Beseitigung von Niederschlagswasser 
eine genehmigungs- bzw. gestattungsfreie Ver-
sickerung oder Gewässereinleitung vorliegt. 
Die Voraussetzungen zur Anwendung der Nie-
derschlagswasserfreistellungsverordnung (NW- 
FreiV) und des Gemeingebrauchs (Art. 18 
BayWG) sowie der Technischen Regeln zum 
schadlosen Einleiten von gesammeltem Nieder- 
schlagswasser in oberirdische Gewässer 
(TRENOG) bzw. in das Grundwasser (TRENGW) 
sind einzuhalten. Gegebenenfalls ist eine 
wasserrechtliche Genehmigung bzw. Gestattung 
mit entsprechenden Unterlagen zu beantragen. 



19

Begründung� Änderung FNP Gemeinde Röfingen

Die Anforderungen der ATV-Merkblätter A 138 
und M 153 einzuhalten.

Mit dem Bauantrag ist ein qualifizierter Entwäs-
serungsantrag einzureichen, der frühzeitig mit 
dem Landratsamt Günzburg abzustimmen ist. 
Durch den Bauherrn ist die Funktionstüchtigkeit 
der gewählten Systeme und das erforderli-
che Gesamtvolumen, auch in Hinblick auf Alt-
lasten, Altablagerungen und Verdachtsflächen 
nachzuweisen.

Die Vorgaben der DIN 1986-100 zum Über- 
flutungsnachweis sind zu berücksichtigen 
(schadloses Rückhalten von Niederschlagswas- 
ser bei Starkregenereignissen vor kontrollierter 
Ableitung).

Die wasserrechtlichen Bestimmungen, insbeson-
dere § 8 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG, 
Behördliche Erlaubnis oder Bewilligung bei einer 
Benutzung der Gewässer, Grundwasserableitung 
und Umleitung) und die § 62 WHG (Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen) sind einzuhalten.

Sollte belastetes Material ausgekoffert werden 
und sich die Dringlichkeit nach einer Zwischen-
lagerung von kontaminiertem Material ergeben, 
so darf diese Zwischenlagerung nur in nieder-
schlagswassergeschützter Form erfolgen.

Wasserversorgung
Die Wasserversorgung (Trink- und Brauchwas-
ser) erfolgt über das Versorgungssystem des 
Zweckverbands zur Wasserversorgung Röfin- 
gen-Haldenwang.

Für das Gewerbegebiet besteht auch die Möglich-
keit für den Anschluss an das Versorgungssystem 
der Gemeinde Röfingen.

Telekommunikation
Die Versorgung mit Telekommunikationsein-rich-
tungen erfolgt durch die Deutsche Telekom und 
ist teilweise anliegend an die gewerblichen Bauf-
lächen bereits vorhanden.

Der Schutzzonenbereich für Kabel beträgt bei 
Aufgrabungen je 0,5 m rechts und links zur 
Trassenachse. Vor Tiefbauarbeiten über oder 
in unmittelbarer Nähe von Anlagen der Deut-
schen Telekom ist es erforderlich, dass sich die 
Bauausführenden vorher vom zuständigen Res-
sort in die genaue Lage dieser Anlagen einwei-
sen lassen.

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekom- 
munikationsnetzes sowie die Koordinierung mit 
dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der 
anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Be-
ginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen 
beim zuständigen Ressort mindestens 3 Monate 
vor Baubeginn angezeigt werden.

Abfallentsorgung
Die Abfallentsorgung erfolgt im gemeindeüblichen 
Rahmen auf Landkreisebene. Am Tag der Lee-
rung ist der Abfall an der nächstgelegenen, von 
den Entsorgungsfahrzeugen befahrene Straße 
bereitzustellen, sofern keine betreiberseitige Ent-
sorgung erfolgt.

6.4	 Altlasten

Über vorhandene Altlasten in der Fläche liegen 
keine Informationen vor.

Sollten während der Baumaßnahmen Bodenauf-
fälligkeiten angetroffen werden, welche auf eine 
Altlast o.ä. hinweisen, ist das Landratsamt Günz-
burg zu verständigen.

6.5	 Grünstrukturen

Auf die einschlägigen DIN-Vorschriften zum Pflan-
zen von Gehölzen wird ausdrücklich hingewiesen.

•	 DIN 18916:2016-06 Vegetationstechnik 
im Landschaftsbau – Pflanzen und 
Pflanzarbeiten

•	 DIN 18920, „Schutz von Bäumen, 
Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen 
bei Baumaßnahmen“
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•	 R SBB „Richtlinie zum Schutz von Bäu-
men und Vegetationsbeständen bei 
Baumaßnahmen

Wesentliche grünordnerische Maßnahme auf 
Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ist 
vorliegend, neben dem Erhalt der bestehen-
den Gehölzstrukuren und Biotopflächen, die 
Ortsrandeingrünung der neu entstehenden bzw. 
bereits bestehenden Siedlungsflächen nach 
Westen hin.

6.6	 Natur- und Artenschutz

Derzeit befindet sich ein artenschutzrechtlicher 
Fachbeitrag zum Bebauungsplan in Bearbei-
tung. Dieser wird im Rahmen des Verfahrens 
nach § 3 Abs. 2 bzw. § 4 Abs. 2 BauGB den 
Verfahrensunterlagen beigegeben bzw. zugrunde 
gelegt.

6.6.1	 Eingriffs- und Ausgleichsflächen

Gemäß Bundesnaturschutzgesetz (§ 15 BNat- 
SchG), Bayerischem Naturschutzgesetz (Art. 8 
BayNatSchG) und Baugesetzbuch (§ 1a BauGB)  
müssen bei der Planung von Bauvorhaben nicht  
vermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft 
ausgeglichen werden.

Der naturschutzrechtliche Eingriff wird auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung in An-
lehnung an den Leitfaden „Bauen im Einklang 
mit Natur und Landschaft“ (Dezember 2021) 
zur Eingriffsregelung in der Bauleitplanung des 
Bayerisches Staatsministeriums für Landes- 
entwicklung und Umweltfragen (StMLU) bilanziert. 
Die nachzuweisenden Ausgleichsmaßnahmen 
werden innerhalb des Suchraums für Ausgleichs-
flächen der gegenständlichen Flächennutzungs-
planänderung nachgewiesen.

6.6.2	 Artenschutz

Zur Prüfung potentieller artenschutzrecht-
licher Konflikte wurde auf Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung ein Beitrag zur 

speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) 
beauftragt. Die saP befindet sich derzeit in Be-
arbeitung und wird den Verfahrensunterlagen 
des Bebauungsplans zur formellen Beteiligung 
beigegeben.

6.7	 Immissionsschutz

Durch die geplante gewerbliche Entwicklung 
werden zusätzlicher Verkehrslärm sowie an-
lagenbezogener Lärm entstehen, weshalb auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung eine 
schalltechnische Untersuchung beauftragt wurde. 
Die schalltechnische Untersuchung befindet sich 
derzeit in Bearbeitung und wird den Verfahrens- 
unterlagen des Bebauungsplans zur formellen 
Beteiligung beigegeben.

6.8	 Denkmalschutz

Bodendenkmäler, die bei der Verwirklichung von 
Bauvorhaben zutage kommen, unterliegen der 
Meldepflicht nach Art. 8 Satz 1 und 2 DSchG.

Art. 8 Satz 1 DSchG:�  
„Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, 
dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutz-
behörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege 
anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch 
der Eigentümer und der Besitzer des Grund-
stücks sowie der Unternehmer und der Leiter der 
Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die An-
zeige eines der Verpflichteten befreit die Übrigen. 
Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem 
Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsver-
hältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den 
Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.“

Art. 8 Satz 2 DSchG:�  
„Die aufgefundenen Gegenstände und der Fund-
ort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der 
Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die 
Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände 
vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten 
gestattet.“
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7	 Auswirkungen der Planung

7.1	 Umwelt

7.1.1	 Umwelauswirkungen

Gemäß Bundesnaturschutzgesetz (§ 15 BNat- 
SchG), Bayerischem Naturschutzgesetz (Art. 8, 
BayNatSchG) und Baugesetzbuch (§ 1 a BauGB) 
müssen bei der Planung von Bauvorhaben nicht 
vermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft 
ausgeglichen werden.

Die Auswirkungen der Planung auf Natur und 
Landschaft einschließlich der Eingriffs- und 
Ausgleichsregelung gemäß BNatSchG werden 
im Zuge der Abschichtung gemäß § 2a BauGB 
im Umweltbericht zum Bebauungsplan darge-
stellt. Für die detaillierte Ermittlung des Eingriffs-
und des Ausgleichsbedarfs wird daher auf den 
Umweltbericht zum Bebauungsplan „Gewerbe-
gebiet Roßhaupten West“ verwiesen.

7.1.2	 Artenschutz

Ein Beitrag zur speziellen artenschutzrechtli-
chen Prüfung befindet sich derzeit in Bearbei-
tung und wird den Verfahrensunterlagen des 
Bebauungsplans zur formellen Beteiligung 
beigegeben.

7.1.3	 Klimaschutz

Gemäß § 1a Abs. 5 BauGB soll den Erfordernis-
sen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnah-
men, die dem Klimawandel entgegenwirken, als 
auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen, Rechnung getragen wer-
den. Diesbezüglich wird auf Kapitel 2.3.4 sowie 
Kapitel 6 verwiesen.

7.2	 Verkehr

Im Plangebiet bestehen Vorbelastungen durch 
landwirtschaftliche Nutzung, Anliegerverkehr und 
gewerbliche Lieferverkehre. Durch das geplante 
Gewerbegebiet ist ein erhöhtes Verkehrsaufkom-
men durch Anliefer- und Mitarbeiterverkehre zu 

erwarten. Während der Bauphase ist mit zusätz-
licher verkehrlicher Belastung durch Baufahrzeu-
ge zu rechnen. Die bestehenden Verkehrswege 
sind jedoch als ausreichend leistungsfähig einzu-
schätzen, um die Erweiterung des bestehenden 
Gewerbebetriebs und die daraus entstehenden 
Mehrverkehre leistungsfähig abzuführen.

Die in der Änderung des FNP vorgesehene, lang-
fristig geplante neue Zufahrt zur DK0-Deponie in 
Haldenwang könnte die Hauptstraße und somit 
die Ortszufahrt verkehrlich entlasten.

7.3	 Immisionen (v.a. Lärm)

Es bestehen bereits Vorbelastungen durch Ver-
kehre auf angrenzenden Straßen und Wirt-
schaftswegen, durch die gewerbliche Wirtschaft  
sowie durch die Landwirtschaft.

Durch die geplante gewerbliche Entwicklung 
werden zusätzlicher Verkehrslärm sowie an-
lagenbezogener Lärm entstehen, weshalb auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung eine 
schalltechnische Untersuchung beauftragt wurde. 
Die schalltechnische Untersuchung befindet sich 
derzeit in Bearbeitung und wird den Verfahrens- 
unterlagen des Bebauungsplans zur formellen 
Beteiligung beigegeben.

7.4	 Lufthygiene

Wie auch im Zusammenhang mit Lärmimmissio-
nen bestehen hinsichtlich der Lufthygiene bereits 
Vorbelastungen durch Verkehre auf angrenzen-
den Straßen und Wirtschaftswegen, durch die 
gewerbliche Wirtschaft sowie durch die Landwirt-
schaft (v.a. Stäube).

Die vorgesehene Ein- und Durchgrünung des 
Plangebiets wirkt negativen lufthygienischen 
Auswirkunegn gezielt entgegen. Durch die offe-
ne Baustruktur im Plangebiet und dessen Umfeld 
sowie die unmittelbare Ortsrandlage ist eine aus-
reichende Belüftung und Klatluftversorgung je-
doch sichergestellt.
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8	 Umweltprüfung / Umweltbericht

Der Umweltbericht vom 23.05.2025 der Logo 
verde Stadtplaner und Landschaftsarchitekten 
GmbH wird der Begründung als gesonderter Teil 
beigefügt.
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